année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 20.04.2024

Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Miet- und Pachtrecht

Akteure Sommaruga, Carlo (sp/ps, GE) SR/CE
Prozesstypen Motion

Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Gerber, Marléne

Bevorzugte Zitierweise

Gerber, Marléne 2024. Ausgewdhlte Beitrdge zur Schweizer Politik: Miet- und
Pachtrecht, Motion, 2020. Bern: Année Politique Suisse, Institut fur Politikwissenschaft,
Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 20.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Infrastruktur und Lebensraum
Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

_ A A

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Abkiirzungsverzeichnis

RK-NR Kommission flr Rechtsfragen des Nationalrats

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.21



MOTION
DATUM: 06.05.2020
MARLENE GERBER

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Manchmal wird die Mehrheit zur Minderheit, mussten die Beflrwortenden einer Motion
der RK-NR mit der Forderung nach Verlangerung der Covid-19-Verordnung zu Miete
und Pacht wahrend der ausserordentlichen Session zur Bewaltigung der Corona-Krise
erfahren.

Mit 12 zu 12 Stimmen und Stichentscheid der Prasidentin Fehimann Rielle (sp, GE) hatte
die RK-NR Ende April 2020 die Einreichung einer Motion beschlossen, mit welcher die
per 31. Mai 2020 auslaufende Notverordnung des Bundesrates Uber die Abfederung der
Auswirkungen des Coronavirus im Miet- und Pachtwesen bis zum 13. September 2020
verlangert werden soll. Somit sollen die Mieterschaft sowie Pachterinnen und Péachter
bis Mitte September von einer ausgedehnten Frist zur Bezahlung der ausstehenden
Miet- oder Pachtzinse sowie der Nebenkosten profitieren, bevor die Vermieterseite
respektive die Verpachterin oder der Verpachter aufgrund Zahlungsverzugs zur
ausserordentlichen Kiindigung berechtigt ist.

Im  Nationalrat stand dem  Anliegen  schlussendlich  eine  blrgerliche
Kommissionsminderheit bestehend aus 13 Mitgliedern und somit faktisch eine Mehrheit
der Kommission entgegen, die Ablehnung beantragte. Zu dieser speziellen Situation
kam es, weil ein burgerliches Kommissionsmitglied an der Abstimmung bei der
entsprechenden Kommissionssitzung vom 29. April nicht teilgenommen hatte. Die als
solche betitelte Kommissionsmehrheit wusste jedoch auch den Bundesrat im Rulcken,
der sich zwar geweigert hatte, Vertragsbeziehungen zwischen Privaten mittels Notrecht
weiterhin zu regeln, einer parlamentarischen Losung aber nicht entgegenstehen wollte.
Im Nationalrat fand die Motion durch Unterstitzung der SP, der Grlnen und einer
beinahe geschlossenen Mitte-Fraktion dann mit 99 zu 85 Stimmen bei 6 Enthaltungen
auch eine Mehrheit.

Dem Standerat, der sich der Motion am Folgetag der ausserordentlichen Session
widmete, lag ein ablehnender Antrag einer veritablen Kommissionsmehrheit vor. Daniel
Fassler (cvp, Al) erlduterte als Mehrheitssprecher unter anderem, dass diese
Ausdehnung der Geltungsdauer Mietenden, die bereits zu Beginn des Lockdowns die
Mietzinse nicht mehr bezahlen konnten, nichts bringe. Die Vermietenden kénnten die
ausstehenden Zahlungen trotzdem anmahnen und nach Verstreichen der Nachfrist von
90 Tagen die ausserordentliche Kiindigung aussprechen. Hier konne eine Verlangerung
des Notrechts gar kontraproduktiv wirken, da die Vermieterseite allenfalls nicht mehr
l&nger zuwarten wolle. Standerat Sommaruga (sp, GE), der die auf Annahme pladierende
Kommissionsminderheit vertrat, wies speziell auf die ékonomischen Schwierigkeiten
kleinerer und mittlerer Unternehmen hin, die den Sommer Uberdauern wurden und
denen es durch Verlangerung der Notverordnung zu begegnen gelte. Mit 16 zu 22
Stimmen (keine Enthaltungen) stellte sich der Stédnderat schliesslich hinter seine
Kommissionsmehrheit, womit das Anliegen vom Tisch war. '

1) AB NR, 2020, S. 521ff.; AB SR, 2020, S. 265 ff.; Medienmitteilung RK-NR vom 29.4.20; NZZ, 4.4.20
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